
  
 

 Nr. 295 808 vom 18. Oktober 2023 

in der Sache RAS X / XI 

 

 

 In Sachen: X 

  Bestimmter Wohnsitz: X 

  gegen: 

 

den belgischen Staat, vertreten durch die Staatssekretärin für Asyl und Migration. 

 
 

 

DIE DIENSTTUENDE PRÄSIDENTIN DER XI. KAMMER, 

 

Gesehen den Antrag, den X, der erklärt bosnischer Staatsangehörigkeit zu sein, am 15. Juli 2023 

eingereicht hat, um die Aussetzung der Ausführung und die Nichtigerklärung des Beschlusses des 

Beauftragten des Staatssekretärs für Asyl und Migration vom 30. Januar 2023 zur Anweisung das 

Staatsgebiet zu verlassen (Anlage 13), zu beantragen. 

 

Unter Berücksichtigung des Titels Ibis, Kapitel 2, Abschnitt IV, Unterabschnitt 2 des Gesetzes vom 15. 

Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen 

von Ausländern. 

 

Gesehen den Schriftsatz mit Anmerkungen und die Verwaltungsakte. 

 

Unter Berücksichtigung des Beschlusses vom 12. September 2023, in dem die Sitzung am 25. September 

2023 anberaumt wird. 

 

Gehört den Bericht der Richterin für Ausländerstreitsachen H. CALIKOGLU. 

 

Gehört die Anmerkungen der antragstellenden Partei und des Rechtsanwalts H. LECLERC und des 

Rechtsanwalts A. DE WILDE loco der Rechtsanwältin C. PIRONT, der für die beklagte Partei erscheint. 

 

 

FASST NACH BERATUNG DEN FOLGENDEN ENTSCHEID: 

 

1. Dienliche Daten zur Beurteilung der Sache 

 

Am 30. Januar 2023 trifft der Beauftragte der Staatssekretärin für Asyl und Migration (hiernach: der 

Beauftragte) einen Beschluss zur Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen (Anlage 13), der der 

antragstellenden Partei am 11. Juli 2023 zur Kenntnis gebracht wurde. Dies ist der angefochtene 

Beschluss, dessen Gründe lauten wie folgt: 

 

„Frau: 

 

Name, Vorname:   P., A. 

Geburtsdatum:   (…)1966 

Geburtsort:    (…) 

Staatsangehörigkeit:  Bosnië en Herzegovina 

 



wird angewiesen, das Staatsgebiet Belgiens und das Staatsgebiet der Staaten, die den Schengen- 

Besitzstand1 vollständig anwenden, außer wenn sie die erforderlichen Dokumente besitzt, um in diese 

Staaten einzureisen, innerhalb von 30 Tagen ab Notifizierung des Beschlusses zu verlassen. 

 

BEGRÜNDUNG DES BESCHLUSSES: 

 

Die Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen wird in Anwendung des folgenden Artikels (der folgenden 

Artikel) des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die 

Niederlassung und das Entfernen von Ausländern und auf der Grundlage folgender Sachverhalte 

ausgestellt: 

o Aufgrund von Artikel 7 Absatz 1 Nr. 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980: Ist ein von der Visumpflicht 

befreiter Ausländer, der über die in Artikel 20 des Schengener Durchführungsübereinkommens 

festgelegte Frist von höchstens 90 Tagen innerhalb einer Frist von 180 Tagen hinaus im Königreich 

verbleibt: Frau kam 2016 nach Belgien und hält sich seitdem ununterbrochen dort auf. Der Zeitraum von 

90 Tagen von 180 Tagen wurde deutlich überschritten. 

 

Fasst der Minister oder sein Beauftragter einen Ausweisungsbeschluss, berücksichtigt er das Wohl des 

Kindes, die familiären Bindungen und den Gesundheitszustand des betreffenden Drittstaatsangehörigen 

(Artikel 74/13 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980). 

 

Vor der Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen wird die Situation beurteilt. Diese Beurteilung basiert 

auf allen derzeit in der Akte vorhandenen Elementen: 

 

Wohl des Kindes: Die Dame kann zusammen mit ihrem erwachsenen Sohn nach Bosnien zurückkehren. 

Ihre Tochter lebt bereits in Bosnien. 

Familiäre Bindungen: Mit Ausnahme ihres Sohnes, der ebenfalls belgisches Staatsgebiet verlassen muss, 

hat die Dame keine engen familiären Bindungen. Ihre Tochter lebt in Bosnien. 

Gesundheitszustand: Die Dame hat keine Angaben zu ihrer Gesundheit gemacht. 

 

Folglich gibt es keine Elemente, die gegen eine Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen sprechen. 

 

Wenn Sie dieser Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen nicht binnen der vorgesehenen Frist Folge 

leisten oder wenn die Frist nicht auf Anweisung des Ausländeramtes verlängert wird, können sich die 

zuständigen Polizeidienste zu Ihrer Adresse begeben. Sobald die Frist für die Anweisung das Staatsgebiet 

zu verlassen oder deren Verlängerung abgelaufen ist, können sie dann überprüfen und feststellen, ob Sie 

tatsächlich abgereist sind. Wenn Sie sich noch an der angegebenen Adresse aufhalten, kann dies zu 

einer Überführung ins Polizeikommissariat und zur Festhaltung im Hinblick auf die Ausweisung führen.„ 

 

2. Bezüglich des Verfahrens 

 

Der Antragstellenden Partei wurde der Vorteil des gebührenfreien Verfahrens gewährt, sodass nicht auf 

die Frage der beklagten Partei eingegangen werden kann, die Kosten des Berufes der antragstellenden 

Partei zur Last zu legen. 

 

3. Untersuchung der Klage 

 

3.1. In einem einzigen Grund führt die antragstellende Partei den Verstoß an gegen die Artikel 2 und 3 

des Gesetzes vom 29. Juli 1991 über die ausdrückliche Begründung der Verwaltungsakte (hiernach: das 

Gesetz vom 29. Juli 1991), gegen die materielle Begründungspflicht, gegen Artikel 8 der Europäischen 

Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, verabschiedet in Rom am 4. 

November 1950 und gebilligt durch Gesetz vom 13. Mai 1955 (hiernach: die EMRK) und gegen die 

„Europäischen Rückführungsdirektive“. 

 

Sie legt in ihrem Antrag Folgendes dar: 

1. „Verletzung des Gesetzes vom 29.07.1991über die Begründung von Verwaltungsentscheidungen, 

Artikel 2 und 3 denn der Befehl das Land zu verlassen ist nicht adäquat begründet. Die Verwaltung 

kann sich nicht auf falsche Sachverhalte unvollständige oder nicht geschilderte Sachverhalte stützen 

stützen um eine Entscheidung zu begründen. 

Falsche Sachverhalte sind keine adäquate Begründung.die Tatsache dass ein Antrag auf Grundlage 

des Artikels 9 bis des Gesetzes vom 15 12 1980 gestellt wurde wird nicht erwähnt; 

Dieser Antrag ist zuerst zu bescheiden bevor eine Ausweisung erfolgen kann 

2. Verletzung des Artikels 8 der EKMR. Dieser direkt anwendbare Text, bedeutet, dass jede Person das 

Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens hat. 



Behördliche Beeinträchtigungen sind nur zulässig für die öffentliche Sicherheit. In vorliegender Sache 

wird dieses Recht eindeutig verletzt. Die ganze Familie (d;h; die Antragstellerin und ihr Sohn lebt seit 

Jahren in Belgien die Familie ist verwurzelt in Belgien infolge dieses langen Aufenthalts und hat 

keinen Bezug Bosnien wo sie Probleme mit der dortigen Mafia hatte; 

Das Anrecht auf Familienleben ist ein konkretes Recht, dass zwar nicht absolut gilt jedoch nicht so 

ausgelegt werden kann wie das Ausländeramt dies in seinen Begründungen schreibt. 

3. Verletzung der Europäischen Rückführungsdirektive: Solange noch ein Rechtsverfahren in der 

Schwebe ist, gilt nach der direktiven 2008/15, dass keine Zwangsrückführung noch ein Einreiseverbot 

ausgestellt werden dürfen; Trotz der Tatsache das ein Antrag sobald des Artikels neun bis weiter 

anhängig ist (eine Antwort wurde nie zugestellt) vor dem Ausländeramt wird eine Ausweisung 

ausgestellt Belgien innerhalb von30Tagen zu verlassenund eine Zwangsrückführung angedroht; 

 

4. die Antragstellerin lebt nicht auf Kosten der Allgemeinheit oder sozialen Sicherheit; Sie stellt keine 

Bedrohung für die öffentliche Ordnung dar; Es besteht also kein zwingender Grund sie auszuweisen„ 

 

3.2. Der Rat weist darauf hin, dass die Artikel 2 und 3 des Gesetzes vom 29. Juli 1991 die 

Verwaltungsbehörde dazu verpflichten, im Akt die faktischen und juristischen Grundlagen des 

Beschlusses anzugeben, und dies in „angemessener“ Weise. Der angemessene Charakter der 

Begründung bedeutet, dass die Begründung sachdienlich sein muss, d.h. dass sie deutlich mit dem 

Beschluss zu tun haben muss, und dass sie tragfähig sein muss, d.h. dass die angeführten Gründen 

reichen müssen, zum Tragen des Beschlusses. Die wesentlichste Existenzberechtigung der 

Begründungspflicht, wie sie durch das Gesetz vom 29. Juli 1991 auferlegt ist, ist, dass der Betreffende im 

ihn anbelangenden Beschluss selbst die Motive antreffen können muss, aufgrund welcher der getroffen 

wurde, somit er sich mit Sachkunde entschließen kann, ob es geeignet ist, der Beschluss mittels einer 

Nichtigkeitsklage zu bestreiten (cf. Staatsrat 9. September 2015, Nr. 232.140). 

 

Der Rat stellt fest, dass der Beauftragte angegeben hat, dass der angefochtene Beschluss unter 

Anwendung von Artikel 7, erster Absatz, Punkt 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise 

ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von Ausländern (hiernach: das 

Ausländergesetz) und auf Basis der Feststellung, dass es sich um einen Ausländer handelt , der von der 

Visumpflicht befreit ist und der sich länger als die in Artikel 20 des Schengener 

Durchführungsübereinkommens festgelegte Frist von höchstens 90 Tagen innerhalb eines Zeitraums von 

180 Tagen im Land aufhält, gefasst wurde. Es wird erläutert, dass die antragstellende Partei seit 2016 in 

Belgien wohnt, sodass die Frist von 90 Tagen innerhalb eines Zeitraums von 180 Tagen folglich bei 

weitem überschritten ist. 

Aus der Begründung des angefochtenen Beschlusses geht zudem hervor, dass der Beauftragte unter 

anderem das Familienleben der antragstellenden Partei berücksichtigt hat, sodass sie nicht 

sinnvollerweise etwas anders behaupten kann. Diese Argumentation ist stichhaltig und tragfähig. Sie 

ermöglicht der antragstellenden Partei, ihre Rechtsmittel mit Kenntnis der Sachlage anzuwenden. 

 

 Die Tatsache, dass in dem angefochtenen Beschluss der Antrag gemäß Artikel 9bis des 

Ausländergesetzes, der übrigens am 20. Januar 2023 für unzulässig erklärt wurde, nicht erwähnt wird, 

kann die Feststellung nicht beeinträchtigen, dass der Beauftragte sehr wohl die rechtlichen und faktischen 

Erwägungen im angefochtenen Beschluss aufgenommen hat und zudem ausdrücklich bezüglich Artikel 

74/13 des Ausländergesetzes und des vorgebrachten Familienlebens in Belgien, des gesundheitlichen 

Zustands und eventuelle Kinder in Belgien argumentiert hat.. 

 

In diesem Maße wird ein Verstoß gegen die Artikel 2 und 3 des Gesetzes vom 29. Juli 1991 nicht plausibel 

gemacht.  

 

3.3. In dem Maße, dass die antragstellende Partei einen Verstoß gegen die materielle Begründungspflicht 

anführt, weist der Rat darauf hin, dass diese Begründungspflicht beinhaltet, dass jede administrative 

Rechtshandlung sich auf triftige Gründe stützen muss, d.h. Motive, von denen das faktische Bestehen 

gebührend nachgewiesen ist und die rechtlich zur Verantwortung dieser Handlung berücksichtigt werden 

können (Staatsrat 5. Dezember 2011, Nr. 216.669; Staatsrat 20. September 2011, Nr. 215.206; Staatsrat 

14. Juli 2008, Nr. 185.388). Die materielle Begründung erfordert mit anderen Worten, dass für jede 

administrative Rechtshandlung rechtlich vertretbare Motive mit einer ausreichenden faktischen Grundlage 

vorhanden sein müssen. 

Bei der Beurteilung der materiellen Begründung gehört es nicht zur Befugnis des Rates, seine Beurteilung 

an die Stelle dieser der Verwaltungsbehörde zu setzen. Der Rat ist bei der Ausübung seiner gesetzlichen 

Aufsicht nur befugt zu überprüfen, ob diese Behörde bei der Beurteilung von den richtigen faktischen 

Daten ausgegangen ist, ob sie diese korrekt beurteilt hat und ob sie aufgrund dessen nicht unvernünftig 

zu ihrem Beschluss gekommen ist. 



 Die Verletzung der materiellen Begründungspflicht muss in casu im Rahmen der Anwendung von Artikel 

7, erster Absatz, Punkt 2 des Ausländergesetzes untersucht werden, der folgendermaßen lautet: 

 

„Unbeschadet günstigerer Bestimmungen eines internationalen Vertrags kann der Minister oder sein 

Beauftragter oder, in den in Nr. 1, 2, 5, 9, 11 oder 12 erwähnten Fällen, muss der Minister oder sein 

Beauftragter den Ausländer, dem es weder erlaubt noch gestattet ist, sich länger als drei Monate im 

Königreich aufzuhalten oder sich dort niederzulassen, anweisen, das Staatsgebiet binnen einer 

bestimmten Frist zu verlassen: 

 

(…) 

 

2. wenn er über die gemäß Artikel 6 festgelegte Frist hinaus im Königreich verbleibt oder nicht nachweisen 

kann, dass diese Frist nicht überschritten ist, „ 

 

Der Rat stellt fest, dass die antragstellende Partei keineswegs anfechtet noch widerlegt, dass sie sich 

länger im Land aufhält als die in Artikel 20 des Schengen-Durchführungsübereinkommens festgelegte 

Frist von 90 Tagen innerhalb eines Zeitraums von 180 Tagen. Die antragstellende Partei kann die 

Feststellung, dass sie seit 2016 in Belgien wohnt, nicht widerlegen, sodass der Zeitraum von 90 Tagen 

innerhalb eines Zeitraums von 180 Tagen somit bei weitem überschritten ist. 

 

Wo die antragstellende Partei auf ihren Antrag auf eine Aufenthaltserlaubnis aufgrund von Artikel 9bis des 

Ausländergesetzes verweist, und der Meinung ist, dass kein Ausweisungsbeschluss gefasst werden kann, 

solange dieser Antrag noch anhängig ist, merkt der Rat vorerst an, dass ein solcher Antrag keine 

aufschiebende Wirkung hat. Es geht nirgendwo hervor, dass der Beauftragte auf die Anwendung von 

Artikel 7 des Ausländergesetzes verzichten muss oder das Ergebnis eines solchen Antrags abwarten 

muss, bevor ein Befehl zum Verlassen des Staatsgebietes ausgestellt wird, zumindest weist die 

antragstellende Partei dies nicht nach.  

Absehen von den oben genannten Feststellungen muss jedenfalls erwähnt werden, dass aus den 

Aktenstücken der Verwaltungsakte hervorgeht, dass dieser 9bis-Antrag aufgrund mangelnder 

außerordentlicher Umstände bereits am 30. Januar 2023 für unzulässig erklärt wurde. 

Der oben genannte Beschluss zur Unzulässigkeit bedeutet, dass die antragstellende Partei nicht glaubhaft 

gemacht hat, dass Elemente vorliegen, die es sehr schwierig oder unmöglich machen, in das 

Herkunftsland zurückzukehren, um von dort aus einen Aufenthaltsantrag einzureichen. 

Obwohl aus den vorliegenden Aktenstücke der Verwaltungsakte nicht festgestellt werden kann, dass 

dieser Beschluss zur Unzulässigkeit der antragstellenden Partei tatsächlich und rechtsgültig zur Kenntnis 

gebracht wurde, und zwar auf eine Weise, die die Beschwerdefrist in Gang setzt, muss der Rat darauf 

hinweisen, dass die antragstellende Partei keineswegs nachweist, dass diese mangelnde Notifizierung 

die Gesetzeswidrigkeit des gefassten Beschlusses zur Unzulässigkeit mit sich bringt. Der Rat weist hiermit 

auf die Vermutung hin, dass eine administrative Rechtshandlung, zumindest solange diese nicht für 

ungültig erklärt wurde, als gesetzmäßig betrachtet werden muss (Staatsrat 30. Juni 2016, Nr. 235.280, 

vzw Aéroclub De Hesbaye). Dieses Vorrecht - das so genannte „Privilège du préalable - gilt auch für 

Verwaltungshandlungen, die im Rahmen des Ausländergesetzes gefasst werden. Der Vollständigkeit 

halber erwähnt der Rat, dass die antragstellende Partei mittels der Verwaltungsakte, deren Einsichtnahme 

sie beantragen konnte, die Gründe des Beschlusses zur Unzulässigkeit prüfen kann und es ihr freisteht, 

hiergegen Beschwerde einzulegen, wen dieser Beschluss ihr tatsächlich noch nicht zugestellt wurde und 

die Beschwerdefrist folglich noch läuft. Selbst unter diesen Umständen muss jedoch angemerkt werden, 

dass dem Rat keine Bestimmung im Ausländergesetz und keine Rechtsprechung bekannt ist, die besagt, 

dass die Beschwerde gegen einen Ablehnungsbeschluss über einen Antrag aufgrund von Artikel 9bis des 

Ausländergesetzes aufschiebende Wirkung hat.  

Der Rat muss zudem feststellen, dass die antragstellende Partei nicht angibt, auf welcher Basis der 

Beauftragte dazu verpflichtet war, beim nunmehr vorliegenden Befehl zum Verlassen des Staatsgebietes 

(nochmals) in Bezug auf den 9bis-Antrag zu begründen, der am selben Tag für unzulässig erklärt wurde 

wie der angefochtene Beschluss, um so mehr als der Beauftragte nicht unterlassen hat, gemäß seinen 

Pflichten im Rahmen von Artikel 74/13 des Ausländergesetzes das Familienleben, den gesundheitlichen 

Zustand und eventuelle Kinder zu berücksichtigen. 

  

Die Tatsache, dass die antragstellende Partei nicht auf Kosten des Staates oder der sozialen Sicherheit 

lebt und sie keine Bedrohung der öffentlichen Sicherheit darstellt, kann den eigentlichen unbestrittenen 

Grund der Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen unter Anwendung von Artikel 7, erster Absatz, Punkt 

2 des Ausländergesetzes nicht beeinträchtigen, und zwar dass sich die antragstellende Partei länger im 

Land aufhält als erlaubt. 



Die Darlegung der antragstellenden Partei lässt nicht den Schluss zu, dass der angefochtene Beschluss 

aufgrund falscher Daten, aus offensichtlich unangemessene Weise oder mit Überschreitung der 

Beurteilungsbefugnis gefasst wurde, über die der Beauftragte verfügt. 

 

Eine Verletzung der materiellen Begründungspflicht zeigt sich nicht. 

 

3.4. In Bezug auf die aufgeführte Verletzung von Artikel 8 der EMRK merkt der Rat in erster Linie an, dass 

- insofern die antragstellende Partei erklärt, dass eine Einmischung nur zulässig ist, wenn sie gesetzlich 

vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft erforderlich ist und 

auf das Notwendigkeitskriterium hinweist - in casu keine Rede von einer Beendigung eines legalen 

Aufenthaltes ist, doch dass es um eine erste Zulassung geht. Somit ist der zweite Absatz von Artikel 8 der 

EMRK hier nicht gültig und kann die Argumentation, die sich auf eine Verletzung des zweiten Absatzes 

von Artikel 8 der EMRK nicht angemessen vorgebracht werden.  

Zudem stellt der Rat fest, dass die antragstellende Partei mit ihrer Argumentation bezüglich ihres 

Familienlebens in Belgien daran vorbeigeht, dass der Beauftragte dies ausdrücklich beim angefochtenen 

Beschluss berücksichtigt wurde. Die antragstellende Partei bestreitet oder widerlegt die Feststellung, dass 

sie gemeinsam mit ihr erwachsenen Sohn Belgien verlassen und später zurückkehren kann, nicht. Im 

Vermerk mit Anmerkungen wird erläutert, dass auch dem Sohn der antragstellenden Partei eine 

Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen zugestellt wurde. Die gegen diesen Ausweisungsbeschluss des 

volljährigen Sohns eingereichte Beschwerde wurde vom Rat verworfen, und zwar mittels Entscheid Nr. 

295 809 vom 18. Oktober 2023. 

Der Beauftragte hat zudem argumentiert, dass auch die Tochter der antragstellenden Partei bereits in 

Bosnien wohnt und dass mit Ausnahme des Sohns, der ebenso das belgische Staatsgebiet verlassen 

muss, die antragstellende Partei keine engen familiären Beziehungen in Belgien hat. Dabei wird 

hervorgehoben, dass ihre Tochter in Bosnien wohnt. Die antragstellende Partei geht nicht auf diese 

Argumentation ein, sodass sie diese nicht beeinträchtigen kann. 

 

Bezüglich dieses angeführten Familienlebens muss zusätzlich darauf hingewiesen werden, dort wo die 

antragstellende Partei in ihrem jetzigen Antrag den Verstoß gegen Artikel 8 der EMRK anführt, dass, dort 

wo die Familienbindung zwischen Partnern, sowie zwischen Eltern und minderjährigen Kindern, unterstellt 

wird, dies anders liegt in der Beziehung zwischen (Schwieger)eltern und volljährigen Kindern oder 

Großeltern und Enkelkindern (cf. Urteil Mokrani g. Frankreich (15. Juli 2003). Bei der Prüfung, ob ein 

Familienleben besteht ja oder nein, müssen alle Indizien, die die antragstellenden Parteien diesbezüglich 

anbringen, berücksichtigt werden, sowie z.B. das Zusammenleben, die finanzielle Abhängigkeit des 

volljährigen Kind bzw. Enkelkind hinsichtlich seines (Schwieger)elters bzw. Großelters, die Abhängigkeit 

des einen Familienmitglied hinsichtlich des anderen, die wirkliche Bindungen zwischen den 

Familienmitgliedern. Es muss festgestellt werden, dass die antragstellende Partei lediglich darauf hin 

weist, dass die ganze Familie seit Jahren in Belgien lebt, aber nicht darlegt, geschweige denn nachweisen, 

dass solche zusätzlichen Merkmale vorhanden sind, sodass sie deshalb versäumt nachzuweisen, dass 

ein Familienleben im Sinne des Artikels 8 der EMRK besteht. 

In dem Ausmaß, in dem sich die antragstellende Partei auf ein Privatleben beruft, weist der Rat darauf 

hin, dass der Begriff „Privatleben“ nicht in Artikel 8 der EKMR definiert wird. Der EGMR betont, dass der 

Begriff des Privatlebens ein breiter Begriff ist, und dass es möglicherweise noch erforderlich ist, eine 

erschöpfende Definition anzugeben (EGMR 16. Dezember 1992, Niemietz/Deutschland, § 29). Die 

Beurteilung, ob ein Privatleben vorliegen kann, ist eine Frage des tatsächlichen Sachverhalts. 

 

Der Rat betont, dass es in erster Linie die Aufgabe der antragstellenden Partei ist, unter Berücksichtigung 

der Umstände der Sache auf hinreichend präzise Weise das Bestehen des von ihr geltend gemachten 

Privatlebens nachzuweisen. Es muss festgestellt werden, dass die antragstellende Partei mit ihrer nicht 

belegten Behauptung, in Belgien „verwurzelt„ zu sein, keineswegs konkret erläutert, auf welche Weise der 

angefochtene Beschluss eine Verletzung des Privatlebens in Sinne des oben genannten Artikels 8 

darstellt. Darüber hinaus weist der Rat in diesem Zusammenhang noch darauf hin, dass der Europäische 

Gerichtshof für Menschenrechte im Entscheid Nnyanzi gegen das Vereinigte Königreich - nach der 

Feststellung, dass der Antragsteller kein niedergelassener Ausländer war und dass er niemals eine 

definitive Erlaubnis bekommen hatte, sich im betreffenden Mitgliedsstaat aufzuhalten - urteilte, dass jedes 

beliebige Privatleben, das vom Antragsteller während seines Aufenthalts im Vereinigten Königreich 

aufgebaut wurde, bei der Erwägung des legitimen öffentlichen Interesses an einer effektiven 

Immigrationskontrolle, nicht zur Folge haben soll, dass die Ausweisung eine unverhältnismäßige 

Einmischung in sein Privatleben darstellte.  

 



Angesichts des Mangels eines schützenswerten Privatlebens kann die antragstellende Partei somit nicht 

angemessen vorhalten, dass der Beauftrage dies berücksichtigen musste. 

 

Schließlich kann noch angemerkt werden, dass die EMRK als solches kein einziges Recht für einen 

Ausländer, in das Staatsgebiet eines Staates, in dem er kein Untertan ist, einzureisen oder sich dort 

aufzuhalten, gewährleistet (EGMR 15. Juli 2003, Mokrani/Frankreich, § 23; EGMR 26. März 1992, 

Beldjoudi/Frankreich, § 74; EGMR 18. Februar 1991, Moustaquim/Belgien, § 43) und dass der oben 

genannte Artikel 8 ebenso wenig so interpretiert werden kann, dass es für einen Staat eine allgemeine 

Pflicht ist, die von Ausländern getroffene Wahl des Staates des gemeinschaftlichen Aufenthalts zu 

respektieren und die Familienzusammenführung auf seinem Staatsgebiet zu gestatten (EGMR 31. Januar 

2006, Rodrigues Da Silva und Hoogkamer/Niederlande, § 39). 

 

Unter Berücksichtigung der oben genannten Feststellungen wird eine Verletzung von Artikel 8 der EMRK 

nicht glaubhaft gemacht. 

 

3.5. In Bezug auf die vorgebrachte Verletzung der Richtlinie 2008/115/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates über gemeinsame Normen und Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal 

aufhältiger Drittstaatsangehöriger, die sich illegal auf ihrem Staatsgebiet aufhalten (nachfolgend Richtlinie 

2008/115/EG), muss der Rat anmerken, dass die Verletzung einer Richtlinie nicht direkt aufgeführt werden 

kann, wenn diese in die interne Gesetzgebung umgewandelt wurde (Staatsrat 2 923, 20. Juni 2008 (c)). 

Der Rat weist darauf hin, dass diese Richtlinie im belgischen Recht durch das Gesetz vom 19. Juni 2012 

zur Abänderung des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, 

die Niederlassung und das Entfernen von Ausländern (BS 17. Februar 2012) und dass die antragstellende 

Partei nicht anführt, geschweige denn nachweist, welcher Artikel dabei nicht oder nicht korrekt 

umgewandelt worden sein soll. Somit kann sie sich nicht sinnvollerweise auf die Rückkehrrichtlinie 

berufen. 

 

Darüber hinaus weist der Rat darauf hin, dass im Gegensatz zu den Vorhaltungen der antragstellenden 

Partei unter diesem Bestandteil des Mittels anzuführen scheint, der vorliegende angefochtene Beschluss 

weder ein Einreiseverbot noch eine zwangsweise Repatriierung darstellt und zudem den 9bis-Antrag nicht 

mehr anhängig ist, sondern für unzulässig erklärt wurde. 

 

3.6. Der einzige Grund ist unbegründet. 

 

Die antragstellende Partei hat keinen begründeten Grund angeführt, der zur Nichtigerklärung des 

angefochtenen Beschlusses führen kann. 

 

4. Kurze Verhandlungen  

 

Die antragstellende Partei hat keinen begründeten Grund angeführt, der zur Nichtigerklärung des 

angefochtenen Beschlusses führen kann. Da es Grund gibt, Artikel 36 des Königlichen Erlasses vom 21. 

Dezember 2006 zur Festlegung des Verfahrens vor dem Rat für Ausländerstreitsachen anzuwenden, wird 

der Aussetzungsantrag, als Akzessorium der Nichtigkeitsklage, zusammen mit der Nichtigkeitsklage 

abgewiesen.  

 

  



AUS DIESEN GRÜNDEN BESCHLIEßT DER RAT FÜR AUSLÄNDERSTREITSACHEN: 

 

 

Einziger Artikel 

 

Der Aufsetzungsantrag und die Nichtigkeitsklage werden abgewiesen. 

 

 

Also in Brüssel in öffentlicher Sitzung am achtzehnten Oktober zweitausenddreiundzwanzig verkündet 

von: 

 

H. CALIKOGLU,   diensttuender Präsidentin, Richterin für Ausländerstreitsachen, 

 

R. VAN DAMME,  Greffier. 

 

 

Der Greffier,    Die Präsidentin, 

 

 

 

 

 

 

R. VAN DAMME  H. CALIKOGLU 


